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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 04.12.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 03.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 14.12.1994
DIRK STROHMANN

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 02.11.1995
DIRK STROHMANN

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 12.12.1995
DIRK STROHMANN

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 14.03.1996
DIRK STROHMANN

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 16.09.1996
DIRK STROHMANN

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Problémes politiques fondamentaux
Questions de constitution

Die eidgendssischen Rate haben auf Antrag des Bundesrates die 1988 totalrevidierten
Verfassungen der Kantone Glarus und Thurgau einstimmig gewahrleistet. '

Die breit angelegte zweite Vernehmlassungsrunde zum Entwurf flir eine neue
Staatsverfassung erzielte insgesamt ein gutes Echo. Die SVP, SP, Freie Liste, der LdU
und mit Vorbehalten auch die FDP wirdigten den Entwurf im grossen ganzen positiv.
Insgesamt wurden jedoch Uber 2'600 Abanderungsantrage eingereicht. Die EVP,
welcher die christlichen Werte in der Vorlage zu kurz kamen, lehnte den Entwurf ab,
ebenso die Schweizer Demokraten, welche sich insbesondere mit der fakultativen
Einfihrung des Auslanderwahlrechts auf Gemeindeebene nicht abfinden wollten.

Die eidgendssischen Rate genehmigten die Verfassungsrevisionen von zehn Kantonen,
darunter auch diejenige des Kantons Nidwalden, welche der Landsgemeinde - im
Hinblick auf die Erstellung eines Endlagers fur Atommull im Wellenberg - die Kompetenz
zur Genehmigung der Konzessionserteilungen fir die Benltzung des Untergrunds
zugesteht. *

Der Standerat gewahrleistete in der Fruhjahrssession die Verfassungsanderungen der
Kantone Glarus, Solothurn, Appenzell Innerrhoden und Wallis. In letzterem Falle hatte
die zustandige Kommission zunachst erwogen, den Beschluss tUber die Volksrechte und
die o6ffentliche Gewalt, der in der Volksabstimmung vom 24. Oktober 1993 von 78% der
stimmberechtigten Walliser Bevolkerung angenommen worden war, nur unter Vorbehalt
gewahrleisten zu lassen. Grund zur Skepsis sah die Kommission zum einen in dem
weiten Umfang der Teilrevision, welcher die Frage nach der Einheit der Materie
aufwerfe. Zum anderen ist bei einem der behandelten Verfassungsartikel die
grundséatzliche Revidierbarkeit nicht ausdricklich gewahrleistet. Da sich die
Eidgendssische Verwaltung vom Staatsrat des Kantons Wallis die in der Botschaft
festgehaltenen Zusagen hatte geben lassen, verzichtete die Kommission auf die
Einreichung eines Vorbehalts. Die Verfassungsanderungen wurden dergestalt vom
Plenum und in der Sommersession auch vom Nationalrat ohne Gegenstimme
angenommen. *

Ohne  Schwierigkeiten  verlief im  Sténderat die  Gewahrleistung der
Verfassungsanderungen in den Kantonen Ziirich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. Der Nationalrat hat zu diesen Revisionen im Berichtsjahr noch nicht
Stellung genommen. °

Der Nationalrat bewilligte im Fruhjahr die vom Sténderat bereits 1995 angenommenen
Verfassungsanderungen in den Kantonen Zlrich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. ¢

In der Sommersession genehmigte der Stadnderat sowohl die Totalrevision der
Ausserrhoder Verfassung wie die Verfassungsanderungen in den Kantonen Ziirich,
Luzern, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Innerrhoden, Aargau, Genf und Jura. Der
Nationalrat folgte ihm darin im Herbst.’
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 19.11.1996
DIRK STROHMANN

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 16.09.1998
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 03.03.1999
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 11.04.2001
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 13.06.2002
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 20.09.2003
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 07.06.2004
HANS HIRTER

In den Kantonen selbst beflirwortete die Innerrhoder Landsgemeinde die Auflésung
der Institution des Inneren Landes und die Ubertragung von deren Kompetenzen an den
Kanton. Eine Initiative der christlichsozialen Gruppe fur die Revision der Bezirksgrenzen
des Inneren Landes scheiterte. In Neuenburg wurde die Einleitung zur Totalrevision der
bestehenden Verfassung aus dem Jahre 1858 in der Volksabstimmung vom 10. Mérz von
83% der Stimmenden gutgeheissen. Der Grosse Rat wurde mit knapper Mehrheit zum
Ausflhrungsorgan bestimmt. In Schaffhausen nahm der Grosse Rat den Beschluss lber
die Inangriffnahme der Gesamtrevision der Kantonsverfassung und das dazugehorige
Ausfihrungsgesetz an. ®

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Genehmigung der am 14. Dezember 1997
vom Volk angenommenen totalrevidierten Verfassung des Kantons Tessin, was der
Standerat noch im Berichtsjahr vollzog. Die Bundesversammlung stimmte zudem den
Verfassungsanderungen in den Kantonen Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und
Zug sowie den vom Bundesrat im Berichtsjahr neu vorgelegten teilrevidierten
Verfassungen von Appenzell Ausserrhoden, Graubinden und Uri zu. °

Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubinden
und Aargau und spater auch noch diejenigen von Zurich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. ©

Das nationale Parlament hiess diskussionslos samtliche Antrédge des Bundesrates auf
Genehmigung von revidierten Kantonsverfassungen gut. Darunter befand sich auch die
totalrevidierte Neuenburger Kantonsverfassung. Gegen Jahresende beantragte der
Bundesrat die Ratifizierung der neuen St. Galler Kantonsverfassung.

Die  Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von
Kantonsverfassungen, darunter auch die Totalrevision derjenigen des Kantons St.
Gallen.

Die Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von kantonalen
Verfassungen, darunter auch die Totalrevisionen der Kantone Schaffhausen und
Waadt . ©

Die Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von kantonalen
Verfassungen, darunter auch die Totalrevision derjenigen Graubiindens. Dabei kam es
zu einer Kontroverse zwischen dem Bundesrat und dem Sténderat UGber das
Majorzsystem. Ausldser dazu war eine Bemerkung in der Botschaft der Landesregierung,
welche, gestitzt auf das Urteil einiger Staatsrechtler, das Majorzsystem bei
Parlamentswahlen als ,rechtlich zweifelhaft® eingestuft hatte, da es der
demokratischen Repréasentationsidee widerspreche. Auf die bundesréatliche Anregung,
dieses Wahlsystem fur kantonale Parlamente in Zukunft als nicht verfassungskonform zu
taxieren, reagierte die SPK des Standerates - deren Mitglieder mit Ausnahme der
Vertreter des Kantons Jura alle nach diesem System gewahlt werden - kurz, heftig und
negativ. Das Majorzsystem werde nicht nur in der Schweiz, sondern auch in einer
ganzen Reihe anderer demokratischer Staaten flr Parlamentswahlen angewendet und
es sei in der Schweiz gemass Bundesverfassung Sache der Kantone und ihrer
Burgerinnen und Burger, das von ihnen bevorzugte Wahlverfahren zu bestimmen. Beide
Ratskammern schlossen sich dieser Meinung an, und auch Bundesrat Blocher
distanzierte sich von der in der Botschaft formulierten Kritik am Majorzsystem.
Unterstitzung erhielt die Majorzkritik des Bundesrates von der Linken. Im Nationalrat
unterlag sie jedoch mit einem Antrag, das Majorzsystem und die Wahlkreiseinteilung aus
der Bundner Verfassung zu streichen, da sie im Widerspruch zur Bundesverfassung
stehen wiirden. ™
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 08.06.2005
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 28.09.2006
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 18.06.2004
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 13.12.2012
MARC BUHLMANN

Die Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von kantonalen
Verfassungen, darunter - neben der oben erwédhnten zlrcherischen - auch die
Totalrevision derjenigen des Kantons Freiburg. *

Die Bundesversammlung genehmigte mehrere Revisionen von kantonalen Verfassungen,
darunter auch die Totalrevision der Verfassung von Basel-Stadt. Letztere war im
Nationalrat unbestritten. Im Standerat I6ste hingegen der Artikel, welcher den Kanton
verpflichtet, sich gegen die Nutzung der Kernenergie einzusetzen, eine rege Diskussion
aus. Bei ahnlichen, allerdings aggressiver formulierten Passagen in den Verfassungen
der Kantone Genf und Basel-Land hatte die Bundesversammlung in friheren Jahren
Vorbehalte angebracht. In diesem Fall beantragten sowohl die Kommissionsmehrheit als
auch der Bundesrat eine vorbehaltlose Anerkennung. |hr Argument war, dass die
Bestimmung nicht bundesrechtswidrig sei, da sie einzig Uber die Art der im Kanton
genutzten Energietrager Aussagen mache, hingegen den Kanton nicht dazu verpflichte,
Bundesbeschlisse zur Energiepolitik zu hintertreiben oder den Bau von
Atomkraftwerken in Nachbarkantonen zu verhindern. Nicht zuldssig wéare es geméss der
Kommissionsmehrheit aber auch, wenn Basel-Stadt es ansadssigen privaten
Unternehmen verbieten wirde, Energie aus Kernkraftwerken zu beziehen. Der Rat
verzichtete mit 23 zu 14 Stimmen auf einen Vorbehalt.

Institutions et droits populaires
Organisation de I"administration fédérale

Das Parlament stimmte der Revision des Publikationsgesetzes ohne nennenswerte
Anderungen gegeniiber dem Regierungsentwurf zu. Dieses regelt die amtlichen
Veroffentlichungen und Sammlungen des Bundes (Bundesblatt, Amtliche und
Systematische Sammlung). Ein kleines foderalistisch geférbtes Intermezzo ergab sich
insofern, als der Stdnderat auf Antrag Stahelin (cvp, TG) beschloss, die
Kantonsverfassungen weiterhin in die Systematische Sammlung aufzunehmen. Die
Begrindung flir seinen Antrag lautete, dass damit die grosse Bedeutung der
Kantonsverfassungen fur den Bundesstaat zum Ausdruck gebracht werde. Der
Nationalrat teilte diese Meinung. ”

Structures fédéralistes
Relations entre la Confédération et les cantons

In Form eines einfachen Bundesbeschlusses haben die Rate jeweils die aufgrund von
kantonalen  Volksabstimmungen  gednderten  kantonalen Verfassungen zu
gewihrleisten. Bedingung ist dabei, dass die kantonalen Anderungen
bundesrechtskonform sind. In der Regel geben diese Gewahrleistungen kaum Anlass zu
grosseren Ratsdebatten (BRG 11.064). Ausnahme dieser Regel stellte im Berichtjahr die
mit der kantonalen Abstimmung vom 15.5.2011 angenommene totalrevidierte Verfassung
des Kantons Schwyz dar. Als problematisch im Sinne der Bundesrechtskonformitat
erwies sich dabei die Neuregelung fir die Wahlen in den Kantonsrat. Diese sieht vor,
dass jede Gemeinde einen Wahlkreis bildet und Anspruch auf mindestens einen Sitz
haben soll. Die Wahlen werden neu im Proporzsystem durchgefihrt. In seiner Botschaft
beantragte der Bundesrat, die neue Schwyzer Verfassung in diesem Punkt nicht zu
gewéhrleisten, da die Idee von Verhéltniswahlen - die moglichst unverfalschte
Ubersetzung des Wahlerwillens in Sitzanteile - aufgrund des hohen natiirlichen
Quorums in den kleinen Wahlkreisen nicht umgesetzt sei. Wegen der unterschiedlichen
Grosse der Wahlkreise komme nicht jeder Wahlerstimme das gleiche politische
Gewicht zu. Die Regierung stutzte sich dabei auf einen Bundesgerichtsentscheid, der
naturliche Quoren von Uber 10% als unvereinbar mit einem Proporzwahlverfahren
betrachtete. Dies sei in 27 der 30 Schwyzer Gemeinden der Fall, wobei in den 13
Gemeinden mit nur einem Sitz faktisch gar nicht nach Verhaltniswahl gewahlt werden
koénne. Im Standerat 16ste der Antrag des Bundesrats in der Wintersession eine
engagierte Debatte aus. Die eine Seite gewichtete den demokratisch geféllten
Entscheid der Schwyzer Stimmbevdlkerung als héher. Die Schwyzerinnen und Schwyzer
hatten sich mit der Annahme der Verfassung fir die Sitzgarantie der kleinen Gemeinden
und das - explizit in der Verfassung erlaubte - Mischverfahren zwischen Majorz- und
Proporzsystem entschieden. Weder das Bundesgericht noch das Parlament dirfe sich
in die kantonale, direktdemokratisch legitimierte Autonomie einmischen. Auf der
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 29.05.2013
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 23.09.2013
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 30.11.2013
MARC BUHLMANN

anderen Seite wurde argumentiert, dass das Parlament seine Verantwortung und seinen
in der Verfassung verankerten Auftrag wahrnehmen mdisse und nicht
bundesrechtskonforme Verfassungen nicht gewahrleisten durfe. Mit 24 zu 20 Stimmen
obsiegte in der kleinen Kammer schliesslich der Antrag der Kommissionsminderheit, die
Schwyzer Verfassung integral zu gewahrleisten. Damit ging das Geschaft an den
Nationalrat, bei dem es fur das Jahr 2013 traktandiert war. Der Schwyzer Kantonsrat
wollte jedoch nicht auf den Entscheid des nationalen Parlaments warten und setzte die
Verfassung auf den 1.1.2013 provisorisch in Kraft. '

Le Conseil fédéral juge conforme au droit fédéral, toutes les modifications apportées
aux constitutions des cantons d'Uri, de Soleure, de Bale-Campagne, des Grisons,
d’Argovie, de Neuchatel et de Genéve. Uri a rendu, au méme titre que I'école primaire,
le jardin d'enfants obligatoire. La constitution soleuroise révisée interdit aux
parlementaires cantonaux de siéger dans un tribunal cantonal soumis a la surveillance
directe du Grand conseil. Le canton de Béle-Campagne a regroupé ses six tribunaux de
districts en deux tribunaux civils de district. Il ne possede plus qu'un office cantonal du
registre foncier, un pour I'état civil et un autre pour les successions. Les trois autorités
de droit civil sont chapeautées par une administration unique. Suite & la réforme
territoriale, le canton des Grisons a été subdivisé en onze régions. Outre les taches
confiées par les communes et le canton, elles ont relayé les districts pour les
compétences de juridiction civile et pénale. Le canton d'Argovie s'est muni d'une base
juridique afin de pouvoir exploiter - outre le pétrole, le gaz naturel, le charbon et le sel
- d'autres richesses naturelles du sous-sol. A Neuchétel, pour I'adoption de lois et de
décrets entrainant des économies significatives pour le canton, une majorité de trois
cinquiemes des membres du Grand conseil devra étre obtenue. Enfin, le canton de
Genéve et ses communes devront, dans un délai de cing ans, adapter aux besoins
I'offre de places d'accueil de jour pour les enfants en age préscolaire.

La garantie fédérale a été attribuée par le Parlement, conformément & la proposition du
Conseil fédéral et de la CIP-CN, aux constitutions révisées des cantons d'Uri, de
Soleure, de Bale-Campagne, des Grisons, d’Argovie, de Neuchétel et de Genéve. ?°

Die totalrevidierte Verfassung des Kantons Schwyz bzw. die darin enthaltene
Wahlrechtsreform hatte bereits 2012 zu einigen Diskussionen bei der sonst in der Regel
in den Raten kaum debattierten Gewahrleistung kantonaler Verfassungen gefihrt. Der
Bundesrat hatte, gestutzt auf einen Bundesgerichtsentscheid, der das neue Wahlrecht
des Kantons Schwyz als verfassungswidrig beurteilte, beantragt, das neue
Proporzwahlverfahren aufgrund des hohen naturlichen Quorums in den
Einerwahlkreisen nicht zu gewahrleisten. Der Standerat widersetzte sich Ende 2012
dieser Empfehlung und stimmte knapp einem Minderheitsantrag auf vollstdndige
Gewahrleistung der neuen Verfassung des Kantons Schwyz zu. Das Geschaft kam in der
Frihjahrssession in den Nationalrat. Auch dort kam es zu einer ausfihrlichen Debatte,
in der sich wie im Standerat zwei Argumentationsmuster gegenlberstanden: Eine
vorwiegend burgerliche Seite setzte sich fur eine direktdemokratisch legitimierte
Kantonsautonomie ein. Die andere Seite - die geschlossenen SP, GP und GLP-
Fraktionen, die Hélfte der FDP Liberale Fraktion, einige Abweichler von CVP und FDP
sowie Heinz Brand (GR) als einziger Abweichler der SVP - betonte, dass der Nationalrat
einen Verfassungsauftrag habe und quasi eine justiziale Verantwortung Ubernehmen
musse, wenn eine kantonale Verfassung nicht bundesrechtkonform sei. Weil die Stimme
eines Wahlberechtigten im Kanton Schwyz nicht tberall ein dhnliches Gewicht habe,
verletze die neue Schwyzer Verfassung Bundesrecht. Mit 94 zu 92 Stimmen bei drei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer dusserst knapp dem Vorschlag des Bundesrates
und gewahrleistete die Verfassung des Kantons Schwyz mit Ausnahme des neuen
Wahlrechts (Paragraf 48, Absatz 3). Im Stdnderat wurde anschliessend und ebenfalls
noch in der Frihjahrssession nur noch Uber den umstrittenen Paragrafen debattiert.
Die kleine Kammer beharrte mit 24 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung auf ihrem
positiven Entscheid, mit dem auch das neue Wahlrecht gewéhrleistet werden sollte. In
der Debatte wurde auch darauf verwiesen, dass man die Nationalratswahlen, die ja
ebenfalls in Einerwahlkreisen mit Quasi-Majorz durchgeflihrt wirden, auch nicht
moniere, und dass dies eine Uber hundertjéhrige Praxis darstelle. Weil allerdings auch
der Nationalrat, diesmal mit 100 zu 91 Stimmen, erneut auf seinem wenige Tage zuvor
gefallten Entscheid beharrte, wurde Paragraf 48 Absatz 3 der neuen Schwyzer
Kantonsverfassung nicht gewahrleistet. Konkret bedeutete dies, dass der Kanton
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 20.03.2014
MARC BUHLMANN

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 14.05.2014
DIANE PORCELLANA

Schwyz ein neues Wahlgesetz ausarbeiten muss. Bis Ende Jahr lagen hierflr nicht
weniger als zehn verschiedene Vorschlage vor. Der abschlagige Entscheid des
Nationalrats verhinderte zwar einen Konflikt zwischen nationaler Legislative und
Judikative, |6ste aber in der Innerschweiz grosse Empodrung aus. In den Kantonen Zug,
in dem ebenfalls eine Reform des Wahlrechts anstand, und Graubinden, wo das in
juristischen Kreisen ebenfalls umstrittene, reine Majorzverfahren gilt, wurde sogar laut
Uber eine Standesinitiative nachgedacht, die eine Anderung der Bundesverfassung
fordert, damit sich der Bund und das Bundesgericht nicht mehr in kantonale
Angelegenheiten einmischen kénnen. Allerdings nahm die Zuger Bevdlkerung entgegen
der Empfehlung der burgerlichen Parteien Ende September das bundesrechtskonforme
Doppelproporzverfahren an (so genannter doppelter Pukelsheim). Dieselbe
Entscheidung fiel auch im Kanton Nidwalden. Die bisher als Formsache geltende
Gewahrleistung kantonaler Verfassungsanderungen durfte auch in Zukunft zu reden
geben, da im Berichtsjahr in einzelnen Kantonen verfassungsrechtlich heikle Initiativen
angenommen wurden - so etwa das Burkaverbot im Kanton Tessin oder die
EinbUrgerungsinitiative im Kanton Bern. *

Die Gewahrleistung der kantonalen Verfassungen, die bei kantonalen
Verfassungsanderungen - etwa durch kantonale  Volksinitiativen oder
Verfassungsrevisionen - von der Bundesversammlung vorgenommen werden muss, ist
in der Regel eine Routineangelegenheit. Nur sehr selten gibt es Uberhaupt eine Debatte
in den Raten. Dem Parlament wurde deshalb auch schon vorgeworfen, die Aufgabe der
Uberpriifung der Vereinbarkeit der Anderungen mit der Bundesverfassung nicht ernst
genug zu nehmen. 2013 war diesbeziiglich eine Ausnahme, weil die Réate die
Wahlrechtsreform im Kanton Schwyz nicht gutgeheissen hatten. Die Gewahrleistungen
im Jahr 2014 entsprachen (fast) wieder der géngigen Tradition. Die R&ate hiessen die
unbestrittenen Teilrevisionen in sechs Kantonen diskussionslos gut (ZH, BE, SO, BL, GR,
VD; BRG 14.037). Mehr zu reden - zumindest im Nationalrat - gab allerdings die neue
Verfassung des Kantons Genf: Ein Minderheitsantrag Andreas Gross (sp, ZH) wollte
Artikel 66 der neuen Genfer Verfassung, der ein Verbot des doppelten Neins far
Abstimmungen Uber den Finanzhaushalt vorsieht, nicht gewéahrleisten. Der Passus sah
vor, dass entweder ein Sanierungsvorschlag oder eine Steuererhéhung angenommen
werden muss. Gross beanstandete, dass so die Entscheidung fur den Status Quo
ausgeschlossen sei. In seiner Botschaft machte der Bundesrat klar, dass dies nicht als
Einschrankung der politischen Rechte angesehen werden solle und beurteilte den
Passus deshalb als bundesrechtskonform. Die Mehrheit der grossen Kammer folgte dem
Antrag des Bundesrates. Zudem sei Artikel 66 eins zu eins von der alten Verfassung
Ubernommen und bei der alten Verfassung also schon gewahrleistet worden. Gross, der
vergeblich darauf hinwies, dass man alte Fehler nicht zu wiederholen brauche, erhielt
lediglich 31 Stimmen aus seiner Fraktion. 126 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
gewahrleisteten die gesamte Verfassung des Kantons Genf. Die umstrittenen
Teilrevisionen in den Kantonen Bern bzw. Tessin, in denen eine Verscharfung von
EinblUrgerungen bzw. ein Burkaverbot festgeschrieben wird, standen 2014 noch nicht
auf der parlamentarischen Traktandenliste. Allerdings hatte der Bundesrat in seiner
Botschaft Ende Jahr die Gewahrleistung des Tessiner Begehrens beantragt. Er halte das
Vermummungsverbot zwar fir nicht sinnvoll, so der Bundesrat, aber juristisch lasse es
sich mit der Verfassung dann vereinbaren, wenn die Religionsfreiheit nicht tangiert
werde. Die Regierung stitzte sich bei ihrer Begrindung auf das Urteil des Européischen
Gerichtshofes fir Menschenrechte, der unlangst ein Burkaverbot in Frankreich
bestatigt hatte. 2

L'Assemblée fédérale est priée d'accorder la garantie fédérale aux modifications des
constitutions de Zurich, de Berne, de Zoug, de Soleure, de Bale-Campagne, des
Grisons et de Vaud. Le canton de Zurich a supprimé de sa constitution, le référendum
constructif. L'alternative au référendum ordinaire engendrait une procédure de
votation complexe et la participation citoyenne n'était, a chaque fois, guere élevée. Au
Grisons, le référendum extraordinaire a été abrogé sans jamais étre utilisé. A Berne, dés
a présent, le Conseil-exécutif peut approuver les modifications des frontieres
intercommunales. Quant au Grand conseil, il peut imposer la fusion de communes en
cas d'intéréts communaux, régionaux ou cantonaux prépondérants. S'agissant de Zoug,
les exécutifs seront désormais élus au scrutin majoritaire. Le nombre de députés au
Grand conseil a été inscrit dans la constitution et la répartition des sieges se fera selon
la méthode du «double Pukelsheim» afin d'étre conforme & la Constitution fédérale.
Les membres du Conseil d'Etat ne pourront pas exercer de mandat au niveau fédéral.
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Les dispositions relatives a I'incompatibilité de fonction pour les parents et alliés ont
été assouplies. Outre le financement des écoles de pédagogie curative, le canton de
Soleure assurera leur organisation et gestion. Béle-Campagne a instauré une taxe de
séjour, dont les recettes seront allouées au secteur du tourisme. Enfin, le canton de
Vaud a adapté la terminologie constitutionnelle pour correspondre a celle du Code civil
(CC) relative a la protection de I'adulte et de I'enfant. **

Les deux chambres ont, comme proposé par le Conseil fédéral et les Commissions des
institutions politiques, adopté l'arrété fédéral accordant la garantie fédérale aux
constitutions révisées des cantons de Zurich, de Berne, de Zoug, de Soleure, de Béle-
Campagne, des Grisons et de Vaud. **

In aller Regel wirft die Gewahrleistung der kantonalen Verfassungsdnderungen nach
Abstimmungen durch das nationale Parlament keine hohen Wellen. Aufgrund
umstrittener Volksentscheide in den Kantonen Bern und Tessin herrschte aber in der
Frihlingsession insbesondere im Nationalrat grosser Diskussionsbedarf. Im Kanton Bern
hatte im November 2013 eine Initiative der jungen SVP, die ein Verbot von
Einblrgerungen  fur  Kriminelle, Sozialhilfeempfénger und Personen ohne
Aufenthaltsbewilligung forderte, Gberraschend eine Mehrheit erhalten.

Im Kanton Tessin war im September 2013 ein kantonales Vermummungsverbot
gutgeheissen worden, das Burka- und Nigabtragerinnen als Zielgruppe anvisierte. Der
Bundesrat hatte in seiner Botschaft in beiden Fallen eine Gewéahrleistung empfohlen.
Eine links-grine Minderheit der SPK-NR argumentierte jedoch, dass die Verweigerung
der Einblrgerung von Sozialhilfeempfangern eine Diskriminierung darstelle und ein
generelles Verhullungsverbot der Religionsfreiheit widerspreche und
unverhaltnismassig sei. In der Debatte erinnerte Bundesrédtin Simonetta Sommaruga
daran, dass die Aufgabe des eidgendssischen Parlaments lediglich sei, zu beruteilen, ob
eine kantonale Verfassung bundesrechtskonform umgesetzt werden kénne - und nicht,
ob man mit der Anderung einverstanden sei oder diese gut finde. Der Bundesrat sei
sowohl im Falle des Kantons Tessin als auch des Kantons Bern zum Schluss gekommen,
dass eine sorgfaltige Umsetzung der von der Mehrheit der kantonalen Bevdlkerung
angenommenen Verfassungséanderungen durchaus im Sinne des Bundesrechts maglich
sei. Aus diesem Grund seien die kantonalen Verfassungen zu gewéhrleisten. Die beiden
Minderheitenantréage wurden in der Folge mit 131 zu 42 Stimmen (bei 13 Enthaltungen)
im Falle des Kantons Bern bzw. mit 117 zu 56 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) im Falle des
Kantons Tessin abgelehnt und alle Verfassungen gewahrleistet.

Im Stédnderat stand - neben den Verfassungsanderungen in den Kantonen Bern und
Tessin - noch eine weitere kantonale Anderung im Fokus. Bei der Abstimmung vom
November 2013 Uber die Aufnahme eines Verfahrens flr eine Zusammenarbeit
zwischen dem Kanton Jura und Gemeinden aus dem Berner Jura wurde im Kanton Jura
ein neuer Verfassungsartikel angenommen, mit dem die Aufnahme eines
Fusionsprozesses angestossen werden soll. Weil aber die Stimmbevdlkerung im Berner
Jura zeitgleich ein solches Verfahren ablehnte, wére der Artikel in der jurassischen
Verfassung eigentlich hinféallig. Die Frage war nun, ob ein solcher hinfalliger Artikel
gewahrleistet werden soll. Bundesratin Simonetta Sommaruga legte in der
standeratlichen Beratung dar, dass die Gewahrleistung formaljuristisch nicht daran
gebunden sei, ob ein Artikel umgesetzt werde oder nicht, sondern lediglich bedeute,
dass eine Anderung mit der Bundesverfassung konform sei. Die Tatsache, dass die
Regierung des Kantons Jura in einem Schreiben signalisiert habe, dass dieser Artikel
nicht zur Anwendung kommen werde, stehe einer Gewahrleistung nicht im Wege.
Anders als im Jahr 1977, als ein ahnlicher Artikel nicht gewahrleistet worden war, gehe
es im zur Diskussion stehenden Artikel ja nicht um die Idee, Berner Gebiete in das
Gebiet des Kantons Jura einzubinden, sondern eben lediglich um den Anstoss eines
Prozesses. Die Regierung des Kantons Jura habe deutlich signalisiert — unter anderem
auch mit der Sistierung des jahrlichen Berichts Uber die Wiederherstellung des Juras an
das jurassische Parlament -, dass es den neuen Artikel als gegenstandslos betrachte
und keine Anspriche daraus ableite. Eine Nicht-Gewahrleistung dieses Artikels, so
Sommaruga weiter, kdme einer Negierung des jurassischen Volkswillens gleich, fur die
es keine rechtliche Begrindung gabe. Auch im Stédnderat wurden in der Folge alle
Kantonsverfassungen gewahrleistet. Keinen Anlass zu Diskussionen hatten die
Verfassungsanderungen in den Kantonen Uri, Solothurn, Basel-Stadt, Basel-Landschaft,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden und Waadt gegeben. %
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Nachdem kantonale Verfassungsdnderungen aufgrund umstrittener angenommener
Initiativen in den Kantonen Tessin und Bern im Vorjahr noch zu einigen Debatten
gefuhrt hatten, entsprach das jahrlich wiederkehrende Geschaft in der
Frihjahrssession 2016 in beiden Kammern wieder dem Courant normal. Keine der
Anderungen in den Kantonsverfassungen von Luzern, Schwyz, Glarus, Solothurn, Basel-
Stadt oder Appenzell Innerrhoden gaben Anlass zu Beanstandungen. Beide Rate
gewihrleisteten die neuen Verfassungen diskussionslos. %

Garantie des constitutions cantonales

La Commission des Institutions politiques SPK-SR n'ayant relevé aucune anomalie dans
les différentes modifications des constitutions des cantons de Bale-Ville (révision de
|'organisation juridictionnelle), Béale-Campagne (coopération intercantonale et
régionale) ainsi que des Grisons (participation dans les centrales électriques a
charbon), celles-ci ont été acceptées sans grande discussion par les deux chambres. ¥

Le Conseil des Etats est appelé a voter sur I'arrété fédéral concernant la garantie des
constitutions cantonales des cantons de Bale-ville, de Bale-campagne, de Genéve, du
Tessin et du Jura. Pour le premier de ces cantons — Bale-ville — le changement
constitutionnel concerne une extension des instruments parlementaires. Pour Bale-
campagne et Genéve, deux modifications sont a I'ordre du jour: I'introduction d'une
vignette de stationnement pour les véhicules commerciaux et la désignation de la
présidence du Grand Conseil pour le premier, la révision des comptes de I'Etat par la
Cour des comptes ainsi que la traversée du lac Léman pour le second. Au Tessin, le
changement constitutionnel est relatif aux droits et buts sociaux. Finalement, celui
ayant lieu dans le canton du Jura concerne une modification du droit d'initiative
populaire et de référendum facultatif des communes.

La commission des institutions politiques (CIP), ne voyant pas de probléme avec le droit
fédéral, demande & la chambre haute d'accepter ces modifications constitutionnelles
au niveau cantonal. L'entrée en matiere concernant la garantie des constitutions
cantonales étant acquise de plein droit, elle n'est pas soumise a un vote sur I'ensemble.
Le Conseil des Etats a donc adopté, sans discussion, la position de la commission
susmentionnée. %

Tout comme le Conseil des Etats, le Conseil national approuve sans vote d'ensemble la
garantie des constitutions cantonales des cantons de Bale-ville, de Bale-campagne,
de Genéve, du Tessin et du Jura. ¥

Le Conseil fédéral a invité I’Assemblée fédérale a accorder la garantie des constitutions
révisées des cantons de Thurgovie, du Tessin, du Valais et de Genéve. Les
modifications apportées aux constitutions cantonales concernent pour le canton de
Thurgovie, des principes de I'aménagement du territoire. Pour le Valais, il s'agit de
confirmer [|'élection par le Grand Conseil des procureurs exercant des fonctions
dirigeantes et I'institution d’'un «Conseil de la magistrature»; pour Genéve, les élections
au systéme majoritaire. Le cas tessinois a suscité un peu plus d'attention en raison de
|'acceptation de I'initiative populaire cantonale "Prima i nostri" visant a protéger la
main-d’ceuvre locale et qui donne la préférence aux travailleurs domiciliés dans le
canton. Les nouvelles dispositions ne fixant que des buts et en raison de la faible marge
de manceuvre du Tessin pour I'application de l'initiative, le Conseil fédéral est en faveur
de I'octroi de la garantie constitutionnelle. Il juge les autres constitutions cantonales
conforme au droit fédéral. La CIP-CN a discuté du cas tessinois. Elle ne conteste pas
|'octroi de sa garantie et approuve les autres constitutions cantonales. La commission
de l'autre conseil partage cet avis. Les chambres ont suivi leur commission. *°

Le Conseil fédéral a soumis au Parlement son message relatif aux révisions des
constitutions cantonales des cantons d'Uri, de Bale-Campagne et d'Appenzell
Rhodes-Intérieures. Il le prie d'accorder la garantie fédérale aux changements
constitutionnels apportés. Le canton d'Uri a ajouté des précisions et a supprimé des
dispositions constitutionnelles pour les intégrer dans la nouvelle loi sur les communes.
La constitution modifiée de Bale-Campagne accroft I'autonomie des communes et
consacre les principes de la subsidiarité et de I'équivalence fiscale pour améliorer la
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collaboration au sein d'espaces fonctionnels. Elle oblige les communes a renforcer leur
collaboration. Finalement, le canton d'Appenzell Rhodes-Intérieures a révisé le droit
de vote et d'éligibilité ecclésiastique. *'

Le Conseil fédéral recommande a I'Assemblée fédérale d'accorder la garantie fédérale
aux constitutions révisées des cantons d'Obwald, de Bale-Campagne, du Tessin, de
Neuchatel, de Genéve et de Zurich. Les modifications constitutionnelles concernent le
réseau routier zurichois, la procédure de naturalisation pour le canton d'Obwald, les
décisions financiéres et le plan de mission et de finances pour Bale-Campagne, le
service public tessinois, la réforme des institutions neuchateloise et les droits
populaires & Genéve. *

La CIP-CN propose d'adopter le projet d'arrété fédéral accordant la garantie fédérale
aux constitutions révisées des cantons d'Uri, Bidle-Campagne et Appenzell Rhodes-
Intérieures. Son examen a révélé que les constitutions cantonales remplissaient les
conditions requises pour l'octroi de la garantie. Le Conseil national, tout comme le
Conseil des Etats, a adhéré, sans discussion, au projet du Conseil fédéral. Dés lors, la
garantie fédérale est accordée aux constitutions cantonales révisées. >

La CIP-CN, sous réserve de |'approbation du Conseil des Etats, propose a son conseil
I'octroi de la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons d'Obwald, de
Bale-Campagne, du Tessin, de Neuchatel, de Genéve et de Zurich. Le Conseil national,
comme le Conseil des Etats, adhére au projet du Conseil fédéral. 3

La CIP-CN propose, comme le Conseil fédéral, d'adopter le projet d'arrété fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bale-Ville, de Bale-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. Pour les cantons de Schwyz et de Fribourg, la modification apportée vise a
davantage de transparence du financement de la vie politique. Le canton de Zoug
précise le droit de vote suite a la révision des dispositions du Code civil (CC) relatives a
la protection de I'adulte, au droit des personnes et au droit de la filiation. Le canton de
Bale-Ville souhaite I'abandon du quorum lors d'élections au Grand Conseil. Dans sa
nouvelle constitution, il inscrit le droit au logement sous le titre «Garantie des droits
fondamentaux» et instaure des mesures de protection du logement. Pour Baéle-
Campagne, les membres du Conseil d'Etat ne pourront plus faire partie de I'Assemblée
fédérale. Enfin, une nouvelle date pour le dépot des initiatives est fixée dans la
constitution d'Appenzell Rhodes-Intérieures. *°

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont adopté le projet d'arrété fédéral
accordant la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons de Schwyz, de
Zoug, de Fribourg, de Bale-Ville, de Bale-Campagne et d'Appenzell Rhodes-
Intérieures. %

Le Conseil fédéral invite I'Assemblée fédérale a accorder la garantie fédérale aux
constitutions cantonales révisées des cantons d'Uri, Bale-Campagne et Argovie. Les
modifications constitutionnelles concernent I'organisation judiciaire pour le canton
d'Uri, les élections des tribunaux civils de cercle pour le canton de Bale-Campagne, et
finalement, pour le canton d'Argovie, le droit des Suisses de I'étranger d'élire les
sénateurs et sénatrices du Conseil des Etats. La CIP-CN propose I'adoption du projet
d'arrété fédéral, sous réserve de |'approbation du Conseil des Etats. ¥
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L'Assemblée fédérale a accordé la garantie fédérale aux constitutions cantonales
révisées des cantons d'Uri, Bale-Campagne et Argovie. %

Le Conseil fédéral prie le Parlement d'accorder la garantie fédérale aux constitutions
cantonales révisées des cantons d'Uri, du Tessin, de Vaud, du Valais et de Genéve.
Pour le canton d'Uri, les modifications constitutionnelles concernent la régulation des
grands prédateurs, ainsi que I'extension du scrutin majoritaire aux communes ayant
jusqu'a quatre représentantes et représentants au Grand conseil. S'agissant du Tessin,
le nouveau texte prévoit que la loi définit les cas dans lesquels les Tessinoises et
Tessinois de I'étranger acquiérent les droits politiques dans les affaires cantonales et
communales. Les délais de récoltes des signatures pour les initiatives populaires et les
référendums sont étendues, respectivement de 60 a 100 jours et de 45 a 60 jours.
Enfin, il redéfinit les conditions de soumission au vote populaire des initiatives
populaires législatives et n'autorise les projets avec variantes que lors de révisions
totales de la constitution. La constitution vaudoise est complétée d'une nouvelle
obligation pour le canton et les communes en matiere d'hébergement médico-social.
Ils doivent veiller & ce que les personnes ne pouvant pas rester a domicile, en raison de
leur santé ou de leur age, aient acces a des structures d'hébergements adaptées. En
Valais, la session constitutive du Grand conseil est repoussée du quatrieme au
septieme lundi suivant son renouvellement intégral. Le délai entre les deux tours lors
des élections cantonales passe de deux a trois semaines. Enfin, dans le canton de
Geneve, la nouvelle teneur de l'article 216 de la constitution cantonale étend aux
communes, les taches publiques dans le domaine de I'art et de la culture ainsi que le
financement de la vie culturelle, aux communes.

La CIP-CE propose également d'octroyer la garantie fédérale a l'ensemble des
constitutions cantonales. *

La CIP-CN propose d'accorder la garantie fédérale aux constitutions cantonales
révisées des cantons d'Uri, du Tessin, de Vaud, du Valais et de Genéve. La
modification de la constitution d'Uri, relative au systéeme électoral du Grand conseil, a
été particulierement discutée. Une minorité estime que I'extension du scrutin
majoritaire ne respecte pas les exigences du droit fédéral pour une procédure
électorale équitable. D'aprés un arrét du Tribunal fédéral portant sur le systeme
électoral d'Uri, le systéme majoritaire est autorisé pour autant que les municipalités
ayant trois sieges ou plus au parlement cantonal, appliquent le systeme de
représentation proportionnelle. L'extension du scrutin majoritaire aux communes ayant
jusqu'a quatre représentantes et représentants au Grand conseil prévue dans la
constitution uranaise révisée, serait donc contraire a l'interprétation faite par
I'instance judiciaire du droit fédéral. La disposition en question a tout de méme été
approuvée par la majorité des membres de la CIP-CN, avec 13 voix contre 11 et 1
abstention. “°

La garantie fédérale aux constitutions cantonales révisées des cantons d’Uri, du
Tessin, de Vaud, du Valais et de Genéve a été tacitement octroyée par le Conseil des
Etats. L'extension du scrutin majoritaire aux communes ayant jusqu'a quatre
représentantes et représentants au Grand conseil, prévue dans la constitution d'Uri, a
été au centre des discussions.

Ses partisans ont mentionné les arréts du Tribunal fédéral concernant les cantons
d'Appenzell Rhodes-Extérieures en 2014 et des Grisons en 2019, pour prouver que la
modification constitutionnelle est conforme au droit fédéral. Les conditions pour
recourir au systeme majoritaire établies en 2014 seraient remplies, puisque les
communes uranaises disposent d'une grande autonomie, que les grandes communes
sont faiblement peuplées et que I'affiliation politique des candidats revét une moindre
importance. De plus, les communes concernées par |'extension du scrutin majoritaire
ont au maximum 2'000 habitants et quatre députés a élire. Elles pourraient donc
recourir au scrutin majoritaire, puisque le Tribunal fédéral I'autorise en 2019 pour des
circonscriptions avec au maximum 7'000 habitants et cinq siéges a attribuer. Outre ces
arguments, ils indiquent que plus de la moitié du législatif cantonal sera encore élue ou
nommée a la proportionnelle selon le modéle du double Pukelsheim.

Selon Lisa Mazzone (verts, GE), opposée a la validation de la disposition
constitutionnelle, le canton d’Uri ne remplirait pas les exigences établies par le Tribunal
fédéral. Premierement, les communes uranaises qui vont passer a un systeme
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majoritaire, ne sont pas des communes retirées fonctionnant avec autonomie.
Deuxiemement, la population est attentive a I"'appartenance politique des candidates et
candidats. Elle a également mentionné I'avis de droit demandé par le Conseil d'Etat
uranais sur la question de l'extension du scrutin majoritaire, qui concluait que la
mesure n'était pas conforme a la Constitution fédérale.

Lors du passage au Conseil national, le rapporteur de la CIP-CN a appelé au respect de
la souveraineté cantonale. Sagissant du nouveau systéme électoral prévu dans la
constitution d'Uri, il a signalé qu’il avait été appliqué dernierement et qu'aucune
plainte n’avait encore été déposée. Le Conseil fédéral a rappelé que toutes les
communes concernées, ainsi qu’une nette majorité de la population uranaise, avaient
soutenu la modification constitutionnelle.

La minorité de la commission soutient que I'extension du scrutin majoritaire aux
communes ayant jusqu'a quatre représentants au parlement cantonal est contraire au
droit fédéral. En effet, dans son arrét de 2016 concernant le canton d’Uri, le Tribunal
fédéral avait qualifié I"élection majoritaire au parlement cantonal de constitutionnelle,
qu’en l'existence d'un véritable systeme de représentation proportionnelle dans les
municipalités ayant trois siéges ou plus au parlement. Elle a aussi brandi I'avis juridique
demandé par le Conseil d'Etat. Enfin, la minorité a évoqué le fait que, lors des débats
liés aux initiatives parlementaires visant I'autonomie des cantons pour les procédures
électorales, le Conseil national avait souhaité I'instauration de certains garde-fous pour
renforcer |'égalité des droits électoraux inscrite a lI'article 34 de la Constitution
fédérale.

Le Conseil national a finalement, par 103 voix contre 88, octroyé la garantie fédérale a la
constitution cantonale révisée du canton d'Uri. Ainsi, I'ensemble des constitutions
cantonales soumises a la chambre basse I'ont obtenue. *

Le Conseil fédéral invite le Parlement a octroyer la garantie fédérale aux constitutions
cantonales révisées des cantons de Glaris, de Thurgovie et de Genéve. La nouvelle
constitution glaronaise exempte les parlements communaux de I'exclusion pour cause
de parenté, autorise les communes a prévoir une affectation de leur imp6t communal
pour les constructions, ne permet plus au Grand conseil de demander la convocation
de I'’Assemblée fédérale avec d’autres cantons et régle les droits politiques dans le
cadre de la Landsgemeinde. Le canton de Thurgovie a, quant a lui, inscrit le principe de
la transparence au niveau cantonal et des communes politiques et scolaires dans sa
constitution. La constitution genevoise remaniée qualifie I'aéroport international de
Genéve comme établissement de droit public. Elle oblige le canton & rechercher un
équilibre entre les intéréts divergents découlant de I'exploitation de |'aéroport et a
prendre les mesures adéquates pour limiter les nuisances dues au trafic aérien.
L'aéroport est tenu de rapporter aux autorités la planification et la concrétisation de
ses objectifs. Le nouveau texte charge aussi I'Etat a prendre des mesures afin de
diminuer les risques liés a l'utilisation de produits phytosanitaires. Ce dernier doit
également encourager, par voie financiere ou technique, le développement des
méthodes alternatives aux produits phytosanitaires. **

La CIP-CN s'est penchée sur le projet d'arrété fédéral visant a accorder la garantie
fédérale aux constitutions cantonales révisées des cantons de Glaris, de Thurgovie et
de Genéve. Aprés examen, elle propose au Conseil national de I'adopter. **

Die beiden eidgendssischen Rate stimmten in der Herbstsession 2020 dem
Bundesbeschlussentwurf des Bundesrates betreffend die Gewahrleistung der
Kantonsverfassungen der Kantone Glarus, Thurgau und Genf stillschweigend zu. *

Le Conseil fédéral propose au Parlement d'accorder la garantie fédérale aux
constitutions de cing cantons aprés que celles-ci aient été révisées. Dans le canton
d'Uri, la modification constitutionnelle concerne le droit de nécessité. Adopté en
votation populaire le 29 novembre 2020, le nouvel article (art. 90, al. 3, cst. UR) permet
au Conseil d'Etat d'introduire des arrétés de nécessité pour une durée limitée. Ceux-ci
doivent étre validés a posteriori par le Grand Conseil. La constitution du canton de
Schaffhouse a été dotée d'un article traitant de la transparence du financement de la
vie politique (art. 37a, cst. SH). Cette disposition, qui oblige notamment les personnes

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.23

10



OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 21.09.2021
HANS-PETER SCHAUB

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 03.12.2021
HANS-PETER SCHAUB

élues ou candidates a des fonctions publiques & publier leurs liens d'intérét, est
similaire & celles ajoutées aux constitutions de Schwyz et Fribourg, validées par le
Parlement en mars 2019. En Argovie, les compétences des autorités scolaires (§ 31 let.
b, cst. AG) ont fait I'objet d'une modification alors que I'article 55bis cst. AG sur la mise
en ceuvre de la loi fédérale sur les jeux d'argent a été abrogé. Au Tessin, un article
concernant le principe de subsidiarité (art. 4, al. 4, cst Tl), accepté par le peuple le 9
février 2020, a été ajouté a la constitution. Enfin, plusieurs modifications ont eu lieu
dans le canton de Genéve. Alors que la présidence du Conseil d'Etat était attribuée
auparavant pour toute la législature, les membres de I'exécutif I'occuperont désormais
pour une année, avant de céder la place a un.e collégue (art. 105, al. 2 et 3, cst GE). Les
autres changements concernent notamment la concurrence fiscale intercantonale, les
institutions de maintien, d'aide et de soins a domicile et les droits des personnes en
situation de handicap.

Apres vérification, ces modifications sont conformes au droit fédéral, raison pour
laquelle le Conseil fédéral recommande leur adoption. *

Sténde- und Nationalrat haben in der Herbstsession 2021 den geédnderten
Verfassungen der Kantone Uri, Schaffhausen, Aargau, Tessin und Genf oppositionslos
die Gewahrleistung erteilt. Die einzige Wortmeldung zum Geschéaft kam von
Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) im Standerat. Er flhrte aus, dass das
Geschaft auch in der Kommission kaum zu Diskussionen Anlass gegeben hatte. Einzige
Ausnahme seien die neuen Genfer Verfassungsbestimmungen Uber die Steuerpolitik
gewesen, nach denen sich der Kanton flr eine Verringerung des interkantonalen
Steuerwettbewerbs und bei der kantonalen Umsetzung von Steuerreformen des Bundes
fur eine starkere Steuerprogression einsetzen soll. Die Kommission sei aber wie schon
der Bundesrat in seiner Botschaft zum Schluss gekommen, dass diese Bestimmungen
unproblematisch seien, solange sich der Kanton Genf bei der Umsetzung in den
Grenzen des Bundesrechts bewege. Einer Gewéhrleistung stehe somit nichts im Weg. *

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, den geédnderten Kantonsverfassungen von
drei Kantonen die Gewahrleistung zu erteilen, da keine der Verfassungsénderungen mit
dem Bundesrecht in Konflikt stehe.

Die Anpassung der Ziircher Kantonsverfassung beinhaltet eine Erweiterung der
Finanzbefugnisse des Regierungsrats sowie der Stimmbevdlkerung auf Kosten des
Kantonsrats: Der Regierungsrat kann kunftig neue einmalige Ausgaben bis CHF 4 Mio.
(bisher 3 Mio.) und neue wiederkehrende Ausgaben bis jahrlich CHF 400'000 (bisher
300'000) eigenstédndig beschliessen. Alle Ausgabenbeschlisse, die diese Summen
Ubersteigen, werden vom Kantonsrat geféllt und unterliegen kiinftig dem fakultativen
Referendum; bisher hatte das fakultative Finanzreferendum in Zirich erst ab neuen
einmaligen Ausgaben von CHF 6 Mio. und ab neuen wiederkehrenden Ausgaben von
CHF 600'000 gegolten.

Der Kanton Graubiinden wechselt mit der Anderung seiner Verfassung das Wahlsystem
fur den Grossen Rat: Statt des Majorzsystems gilt kinftig das Proporzsystem.
GraubUlinden macht diesen Schritt, nachdem die Einflhrung des Proporzes davor Uber
Jahrzehnte hinweg immer wieder gescheitert, aufgrund eines Bundesgerichtsurteils aus
dem Jahr 2019 (BGE 145 | 259) aber nétig geworden war. In der neuen
Verfassungsbestimmung behélt sich der Kanton noch in zwei Punkten vor, von einem
reinen Verhaltniswahlrecht abzuweichen, ndmlich mit einem Mindestquorum und einer
sogenannten Majorzbedingung. Wie der Bundesrat in seiner Botschaft ausfuhrte,
konkretisiert der Kanton Graubinden diese beiden Punkte auf Gesetzesstufe: Als
Mindestquorum sieht der Kanton vor, dass nur Parteien, die kantonsweit einen
Stimmenanteil von mindestens 3 Prozent erreichen, ins Parlament einziehen kénnen.
Gemass der Majorzbedingung steht in jedem Wahlkreis der stimmenstarksten Liste
dieses Wahlkreises mindestens ein Sitz zu; dies hat zur Folge, dass es Abweichungen
von der grundsétzlich geltenden Sitzzuteilung nach dem Doppelten Pukelsheim geben
kann und dass in jenen Wahlkreisen, die bloss Uber einen Sitz verfligen, auch weiterhin
prinzipiell das Majorzverfahren zur Anwendung kommt. Weil die Majorzbedingung im
kantonalen Gesetz aber ihrerseits eingeschrankt wird (sie kann demnach nicht dazu
fuhren, dass eine Partei oder ein Wahlkreis letztlich insgesamt mehr Sitze erhélt, als
ihnen rechnerisch zustehen), beurteilte sie der Bundesrat als bundesrechtskonform.
Aus dem Kanton Neuenburg waren drei Verfassungsédnderungen zu gewahrleisten. Die
erste schreibt vor, dass Windenergie-Anlagen an héchstens flinf Standorten im Kanton
errichtet werden koénnen; die zweite schafft die Moglichkeit, Mitglieder der
Kantonsregierung, der kantonalen Gerichte sowie der Gemeindeexekutiven ihres Amtes
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zu entheben sowie die Kantonsregierung als Ganze vorzeitig abzuberufen; die dritte
schliesslich halt fest, dass der Kanton seine Transportinfrastrukturen aufgrund einer
langfristigen Mobilitatspolitik planen muss und dass er fur den Bau einer direkten
Eisenbahnverbindung zwischen Neuenburg und La Chaux-de-Fonds einen Kredit
aufnehmen kann. Bemerkenswert ist an den Neuenburger Anderungen, dass sie von den
kantonalen Stimmberechtigten schon 2014 beziehungsweise 2016 beschlossen worden
waren, aber erst 2021 dem Bund zur Gewahrleistung vorgelegt wurden. Auf die
Hintergrinde dieser Verzogerung ging die bundesratliche Botschaft indessen nicht
ein. ¥

In der Frihjahrssession 2022 erteilten Sténde- wie Nationalrat den geédnderten
Kantonsverfassungen von Ziirich, Graubiinden und Neuenburg oppositionslos die
Gewahrleistung, wie es ihnen der Bundesrat beantragt hatte. Die Vereinbarkeit der
Anderungen mit dem Bundesrecht blieb in beiden Raten unbestritten.

Dies galt auch fur die Neuenburger Verfassungsbestimmung zu den Windkraftanlagen,
die in der vorberatenden SPK-SR geméss Kommissionssprecher Mathias Zopfi (gp, GL)
«etwas langer diskutiert» worden war: Mit der betreffenden Bestimmung begrenzt
Neuenburg die Anzahl Windkraftanlagen auf seinem Kantonsgebiet auf maximal finf.
In der Kommission habe man gepruft, ob eine solche Begrenzung vereinbar sei mit der
bundesrechtlichen Vorgabe, dass die Kantone die flr die Nutzung der Wasser- und
Windkraft geeigneten Gebiete festlegen mussen. Entscheidend ist dabei geméss Zopfi,
dass die Kantone die Grundsatze der Energiepolitik des Bundes umsetzen mussen, die
konkrete Umsetzung aber Sache der Kantone bleibe. Weil es aus heutiger Sicht auch mit
einer begrenzten Zahl von Windenergiestandorten moglich sei, die Grundsatze der
Energiepolitik des Bundes umzusetzen, sei die Neuenburger Bestimmung zu
gewahrleisten.

Im Ubrigen ging Zopfi auch darauf ein, dass die vorliegenden Anderungen der
Neuenburger Kantonsverfassung schon 2014 und 2016 beschlossen worden waren:
Neuenburg habe «einige Jahre keine Gewahrleistungsgesuche [gestellt], wodurch sich
die Gesuche nun etwas aufgestaut haben und weshalb nun nachtragliche
Gewahrleistungsgesuche vorliegen, nachdem der Kanton auf das Versaumnis
aufmerksam gemacht worden ist». Die Verzégerung habe keine Konsequenzen gehabt,
weil die Kantone ihre Verfassungsdnderungen schon vor Abschluss des
Gewahrleistungsverfahrens in Kraft setzen kdnnen. Mit der Gewahrleistung bestatige
der Bund aber, dass die Anderungen bundesrechtskonform sind, was im Fall einer
gerichtlichen Anfechtung von Bedeutung wére. *

Der Bundesrat legte im Mai 2022 seine Botschaft zur Gewahrleistung von fiinf
geanderten Kantonsverfassungen vor. Er betrachtete alle Verfassungsanderungen als
bundesrechtskonform und beantragte den eidgendssischen Réaten deshalb ihre
Gewahrleistung.

Der Kanton Bern hatte einen neuen Artikel zum Klimaschutz als Aufgabe von Kanton und
Gemeinden in seine Verfassung aufgenommen. Die Stossrichtung des neuen Artikels
stimmte mit jener der Klimapolitik des Bundes Uberein.

Im Kanton Glarus war die Verantwortung fur die ambulante und die stationare
Gesundheitsversorgung neu dem Kanton statt wie bisher den Gemeinden zugewiesen
worden. Zudem hatte der Kanton eine Anpassung seiner Gerichtsorganisation
beschlossen, namentlich mit der Schaffung von teilamtlichen Vizeprasidien im
Obergericht und im Kantonsgericht, fur die wie fur die Prasidien nur noch ausgebildete
Juristinnen oder Juristen wahlbar sind. Diese Anpassungen lagen ebenso in der
Autonomie des Kantons wie jene in Appenzell Innerrhoden, wo der Kanton Anderungen
an der Organisation des Zwangsmassnahmengerichts und der Vermittleramter
vorgenommen hatte.

Der Kanton Tessin hatte in seiner Kantonsverfassung ein neues Sozialziel aufgenommen,
wonach sich der Kanton fur die Ernahrungssouveranitat einsetzen soll. Da die Kantone
grundsatzlich autonom seien, eigene Sozialziele zu formulieren, und die Férderung der
Ernahrungssouveranitat zudem in dieselbe Richtung weise wie die Ziele des Bundes zur
Lebensmittelversorgung und zur landwirtschaftlichen Produktion, beantragte der
Bundesrat auch  fur diese  Anpassung die  Gewahrleistung. In  die
Organisationsautonomie des Kantons fiel sodann die zweite Tessiner Anderung, mit der
neu ein ausserordentliches obligatorisches Finanzreferendum geschaffen wurde:
Grossere Ausgabenbeschlisse muissen im Tessin klnftig der Stimmbevolkerung
unterbreitet werden, wenn ein Drittel der anwesenden Grossratsmitglieder dies
verlangt.
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Ebenfalls in die kantonale Organisationsautonomie fielen die beiden Anpassungen an
der Neuenburger Verfassung: Fur die Gemeindeebene flhrte der Kanton das
Instrument der Volksmotion ein, und Mitglieder der Neuenburger Kantonsregierung
kénnen kinftig nur noch insoweit an Sitzungen der Organe des Kantonsparlaments
teilnehmen, als das kantonale Gesetz dies vorsieht. Bemerkenswert an diesen beiden
Anderungen war, dass der Bund erst acht bzw. neun Jahre nach ihrem Beschluss durch
die Neuenburger Stimmberechtigten Uber ihre Gewahrleistung zu befinden hatte; es
handelte sich um die zweite Tranche von «Aufrdumarbeiten», nachdem der Kanton es
offenbar versehentlich mehrere Jahre lang versaumt hatte, vorgenommene
Verfassungsédnderungen dem Bund zur Gewéhrleistung weiterzuleiten. *

In der Herbstsession 2022 hiessen Stdnde- und Nationalrat die Gewahrleistung der
geanderten Kantonsverfassungen von Bern, Glarus, Appenzell Innerrhoden, dem
Tessin und Neuenburg oppositionslos gut.

Im Standerat erlduterten Kommissionssprecher Philippe Bauer (fdp, NE) und
Justizministerin Karin Keller-Sutter, dass sowohl die einstimmige SPK-SR als auch der
Bundesrat und das EJPD alle vorgelegten Verfassungsanderungen als
bundesrechtskonform betrachteten. Bauer wies wie zuvor schon die bundesratliche
Botschaft lediglich noch darauf hin, dass die Kantone beim Erlass ihrer gesetzlichen
Ausfihrungsbestimmungen auf die Vereinbarkeit mit dem Bundesrecht achten
mussten, wenn es um Bereiche gehe, die nicht einfach in die Autonomie der Kantone
fallen, sondern in denen auch der Bund schon Gesetze erlassen hat - dies ist
namentlich bei den neuen Berner Bestimmungen zum Energieverbrauch und bei den
Tessiner Bestimmungen zur Ernahrungssouveranitat der Fall. Weitere Voten gab es im
Stédnderat nicht und der Nationalrat winkte das Gesché&ft als Zweitrat ganz ohne
Wortmeldung durch. *°

Der Bundesrat beantragte der Bundesversammlung im November 2022, die
Verfassungsanderungen von sechs Kantonen zu gewahrleisten, da sie alle im Einklang
mit Bundesrecht stlinden.

Mit  der Verfassungsédnderung im Kanton Ziirich wurden verschiedene
Klimaschutzbestimmungen aufgenommen. Diese verpflichten den Kanton und die
Gemeinden dazu, sich fur die Begrenzung des Klimawandels und dessen Auswirkungen
einzusetzen sowie das Ziel der Treibhausgasneutralitat anzustreben. Konkret sollen
dazu in den Bereichen Siedlungsentwicklung, Gebaude, Verkehr, Land- und
Forstwirtschaft sowie Industrie und Gewerbe angemessene Massnahmen eingeflhrt
werden. Wie der Bundesrat in seiner Botschaft zum Schluss kommt, gehen diese
Bestimmungen in die gleiche Richtung wie die Klimaschutzziele des Bundes. Die
Rechtssetzungskompetenzen der Kantone beschrénkten sich in diesem Bereich auf
Aspekte, die vom Bundesgesetz nicht vollstdndig ausgeschopft seien und konnten
dieses erganzen oder verstarken.

Auch der Kanton Glarus verankerte vergleichbare Bestimmungen zur Begrenzung der
Klimaveranderung und deren nachteiligen Auswirkungen in der Verfassung. Die
Massnahmen haben dabei umwelt-, sozial- und wirtschaftsvertraglich zu sein. Eine
weitere zu gewahrleistende Anderung der Glarner Verfassung sieht vor, dass die
Jahresrechnung, der Finanzbericht sowie das Budget kunftig dem Landrat und nicht
mehr der Landsgemeinde zur Kenntnisnahme vorgelegt werden. Der Landrat wird
allerdings nicht mehr wie bisher fur die Genehmigung des integrierten Aufgaben- und
Finanzplan zustandig sein.

Gemass der angepassten Verfassung des Kantons Solothurn kann der Kanton auf der
Stufe der Volksschule kunftig neben sonderpéadagogischen Institutionen neu auch
weitere kantonale Angebote errichten und flihren. Die Einzelheiten werden auf
Gesetzesebene geregelt.

Der Kanton Basel-Landschaft fiihrte mit der Verfassungsanderung Anpassungen bei den
Modalitaten von Volksinitiativen und bei der Ombudsperson ein. Neu gelte zur
Einreichung der Unterschriften fur Volksinitiativen eine Frist von zwei Jahren. Weiter
kénnen im Landrat zusatzlich zu formulierten Initiativbegehren auch bei nicht-
formulierten Begehren Fristverlangerungen zur Ausarbeitung eines Gegenvorschlags
gewahrt werden. Gegenvorschléage und Gesetzesvorlagen aufgrund zurlckgezogener
Initiativbegehren unterliegen geméass den angepassten Verfassungsartikeln nicht mehr
in jedem Fall der obligatorischen Volksabstimmung, sondern dem fakultativen
Referendum. Betreffend die Ombudsperson werden die Unvereinbarkeiten neu erst auf
Gesetzesstufe geregelt, worin die Teilzeitbeschéaftigung der gewahlten Person
vorgesehen werden koénne, schreibt der Bundesrat. Nicht zuletzt umfasst die
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Verfassungsanderung Anpassungen im Sinne der sprachlichen Gleichbehandlung.

Fur den Kanton Genf galt es schliesslich drei Verfassungsénderungen zu gewéahrleisten.
Der Kanton regelt erstens die Amtsenthebung eines Staatsratsmitglieds neu: Klnftig
konnen Mitglieder der kantonalen Regierung, die nicht mehr Uber das notwendige
Vertrauen der Stimmberechtigten zur Austbung ihrer Funktion verflgen, mittels
Resolution des Grossen Rates des Amts enthoben werden. Zweitens bestehen die
Gemeindeexekutiven von Gemeinden mit maximal 3'000 Einwohnenden in Zukunft
nicht mehr aus einem Gemeindeprasidium und zwei Adjunkten und Adjunktinnen,
sondern aus einem dreikopfigen administrativen Rat. Drittens und letztens wird die
Verteilung und Versorgung mit thermischer Energie sowie deren starkere Verbreitung
zu einem Kantonsmonopol. Diese Koordinierung der Ausdehnung habe das Ziel, die
Nutzung fossiler Energie bei der individuellen Heizung zu verringern, geht aus dem
revidierten Verfassungsartikel hervor.

Die Abwagung der Bundesrechtskonformitat gestaltete sich geméass Bundesrat bei der
Verfassungsanderung des Kanton Wallis schwieriger: Der Staat wird darin einerseits
zum Erlassen von Vorschriften zum Schutz vor Grossraubtieren und zur
Bestandsregulierung sowie zum Verbot der Férderung des Grossraubtierbestands
verpflichtet. Wie in der Botschaft ausgefihrt wird, sei diese Verfassungsanderung nur
bundesrechtskonform, wenn sich das Verbot der Bestandsférderung auf finanzielle
Mittel beschranke, denn der Kanton wére weiterhin zum Vollzug der vom Bund
geforderten Massnahmen verpflichtet. Wirden also jegliche Schutzmassnahmen
verboten, stiinde dies im Widerspruch zum Bundesgesetz, welches die Kantone zum
Ergreifen von Massnahmen zur Verhinderung von Wildschaden verpflichte und so
zumindest indirekt eine Bestandsforderung darstelle. Die gednderte Kantonsverfassung
sei allerdings im Sinne des Gulnstigkeitsprinzips zu gewahrleisten, da dem Artikel
mindestens in einer Weise «ein Sinn beigemessen werden [kannl, der ihn nicht
klarerweise als vor Bundesrecht unzulassig erscheinen lasst», schloss der Bundesrat mit
dem expliziten Hinweis darauf, dass die kinftige Anwendung der Bestimmungen im
Einklang mit héheren Gesetzen erfolgen musse. *'

Infrastructure et environnement

Energie
Energie nucléaire

Conformément & la proposition du gouvernement, les Chambres fédérales ont accordé
la garantie a la constitution révisée du Canton de Nidwald. Cette derniére avait en
effet été modifiée en 1990 de telle maniere que les autorités cantonales puissent avoir
le dernier mot sur la question de la concession nécessaire au stockage de déchets
radioactifs sur le site du Wellenberg. *
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